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Pressemitteilung

Kommunale Spitzenverbande veroffentlichen aktuelle Finanzdaten

Finanzlage der Kommunen insgesamt positiv — Investitionen und steigende
Sozialausgaben verlangen aber weiteres Engagement von Bund und Lan-
dern

Die kommunalen Spitzenverbande verlangen von Bund und L&ndern mit Blick auf die mittel-
fristige Entwicklung die Festlegung auf eine angemessene und dauerhafter planbare Finanz-
ausstattung der Kommunen. Im laufenden Jahr bliebe zwar die Finanzsituation der meisten
Kommunen wegen der stabilen wirtschaftlichen Lage eher gut. Bereits in den beiden darauf-
folgenden Jahren erwarte man jedoch, dass der kommunale Finanzierungssaldo nicht mehr
ganz so positiv ausfalle, trotz der vom Bund aktuell zugesagten htheren Mittel. Als Ursache
fur das schlechter werdende Verhaltnis zwischen den Einnahmen der Kommunen und ihren
Ausgaben machen die kommunalen Spitzenverbande die auch unabhangig vom Fliichtlings-
zuzug weiterhin steigenden Sozialausgaben verantwortlich. Diese belasteten gerade struktur-
schwache Kommunen besonders und drangten manche Kommunen wegen mangelnder In-
vestitionsfahigkeit womadglich in eine Abwartsspirale. Als weiteren Grund nennen sie stei-
gende Investitionen, die vielerorts dringend nétig sind.

Anlasslich der Veroffentlichung der neuen Prognosedaten zur kommunalen Finanzlage sagten
dazu heute die Présidentin des Deutschen Stadtetages, Oberbirgermeisterin Dr. Eva Lohse,
Ludwigshafen, und die Prasidenten des Deutschen Landkreistages, Landrat Reinhard Sager,
Kreis Ostholstein, und des Deutschen Stadte- und Gemeindebundes, Biirgermeister Roland
Schéfer, Bergkamen: ,,Bund und Lander mussen jetzt die Gunst der Stunde nutzen, um
die Leistungsfahigkeit und Qualitat des Wirtschaftsstandorts Deutschland und seiner
Kommunen nachhaltig zu sichern. Die sehr gute wirtschaftliche Gesamtsituation und
hohe Steuereinnahmen lassen derzeit gentigend Spielraum, die finanziellen Rahmenbe-
dingungen der Kommunen entsprechend ihren Aufgaben auf der Einnahmenseite an-
gemessen zu verbessern und auch fiir die Zukunft verlasslich und planbar
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festzulegen. Dazu gehort zwingend auch eine wirkungsvolle Entlastung der Kommunen
von den besorgniserregend weiter ansteigenden Sozialausgaben.*

Die in der Prognose der kommunalen Spitzenverbande verwendeten Durchschnittszahlen spie-
geln die Werte fiir die Gesamtheit der Kommunalfinanzen wider. ,,Weder die Prognose selbst
noch die in vielen Stadten, Landkreisen und Gemeinden erkennbare Aufbruchstimmung
durfen Uber die teilweise dramatisch groRen Unterschiede hinwegtauschen. Es gibt eine
Kluft zwischen den finanzstarken, prosperierenden Kommunen einerseits und den gegen
Strukturschwéache und soziale Verwerfungen ankdmpfenden Kommunen andererseits.
Viele Kommunen leiden nach wie vor massiv darunter, dass ein dauerhafter Haushalt-
sausgleich noch nicht gesichert ist und das Geld fur wichtige Vorhaben fehlt, etwa fur
den Ausbau oder die ordentliche Instandsetzung der ¢ffentlichen Infrastruktur*, beton-
ten Lohse, Sager und Schafer.

Die kommunalen Spitzenverbande weisen darauf hin, dass die Prognose davon ausgeht, dass
die erhohten Gewerbesteuerumlagen wie gesetzlich fixiert zum Ende des Prognosezeitraums
entfallen. Nur deswegen konne fiir das Jahr 2020 ein geringfligig positiver Finanzierungs-
saldo prognostiziert werden. Dafiir sei allerdings zwingend, dass die Bundeslander ihrer Ver-
antwortung gerecht wiirden. ,,Es ist ebenso unverstandlich wie inakzeptabel, wenn einzel-
ne Lander bereits jetzt anktindigen, den westdeutschen Kommunen mit Hilfe des Bun-
des ab 2020 nochmals in die Tasche greifen zu wollen. Die westdeutschen Kommunen
wurden Uber viele Jahre an den Belastungen der westdeutschen Lander aufgrund des
Aufbaus Ost beteiligt. Mit dem Ende des befristeten Solidarpakts muss auch Schluss
sein mit der Sonderbelastung fur westdeutsche Kommunen.*, betonten Prasidentin und
Présidenten.

Hinsichtlich der Sozialausgaben erwarten die Kommunen in fast allen Bereichen und auch
unabh&ngig vom Flichtlingszuzug fir den gesamten Prognosezeitraum weiterhin deutliche
Anstiege — aufbauend auf einem sprunghaft angestiegenen Niveau. Die Ausgaben blieben
trotz zurtickgehender Fluchtlingszuzugszahlen hoch, da sie aktuell eher von der Gesamtzahl
der sich bereits in Deutschland aufhaltenden und zu integrierenden Flichtlinge abhangig sei-
en, als von der Anzahl der pro Jahr neu ankommenden Fliichtlinge. Deshalb stellten Lohse,
Sager und Schafer klar: ,,Die Fortfihrung der Fluchtlingsfinanzierung muss auch tber
das Jahr 2018 hinaus gesichert bleiben. Die Verantwortungsgemeinschaft von Bund,
Landern und Kommunen bei der Integration der Menschen in Gesellschaft und Ar-
beitsmarkt endet nicht zu einem beliebigen Stichtag. Das sollte eine Selbstverstéandlich-
keitsein”.

Im Rahmen der Prognose wird von einem deutlichen Anstieg der kommunalen Investitionen
ausgegangen. Der Einstieg in den Abbau des Investitionsstaus von weit mehr als 100 Milliar-
den Euro erscheint moglich. ,,Gerne wirden die Kommunen noch mehr investieren. Dazu
benotigen sie allerdings nicht noch mehr befristete Sonderprogramme. Vielmehr wollen
sie sich dauerhaft darauf verlassen kénnen, dass sie auch zuklnftig ausreichend finan-
zielle Mittel fur wichtige Investitionen haben. Nur so kdnnen sie mittel- und langfristig
planen und die Bauverwaltungen entsprechend ausrichten, “ so Lohse, Sager und Schéfer.
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Die kommunalen Spitzenverbande verdffentlichten die aktuelle Prognose zur Finanzlage
der Stadte, Landkreise und Gemeinden (ohne Stadtstaaten) in den Jahren 2017 bis 2020.
Dabei benannten sie vor allem folgende zentrale Fakten:

o Die kommunalen Spitzenverbande gehen im Jahr 2017 von kommunalen
Einnahmen von 246,9 Milliarden Euro aus — das sind plus 5,6 Prozent. Sie
rechnen mit Ausgaben von 242,8 Milliarden Euro, was einem Anstieg um
5,9 Prozent entspricht. Flr 2018 wird eine Steigerung der kommunalen
Einnahmen um lediglich 1,8 Prozent erwartet, Ursache hierfir sind nahezu
stagnierende laufende Zuweisungen von Bund und L&ndern. Deutliche
Steigerungen ergeben sich bei den Gewerbesteuereinnahmen im Jahr 2020, weil
erhdhte Gewerbesteuerumlagen zur Beteiligung der Kommunen an den Kosten
der Deutschen Einheit auslaufen.

. Der Finanzierungssaldo der Gesamtheit der Kernhaushalte der Stadte, Landkreise
und Gemeinden ist im Jahr 2017 positiv. Das Vorjahresniveau wird nicht erreicht.
In den kommenden Jahren ist — mit Ausnahme des Jahres 2020 — mit sinkenden
Finanzierungssalden zu rechnen, flr das Jahr 2019 weist die Prognose ein Defizit
aus.

o Die Kassenkredite in den Kernhaushalten der Kommunen beliefen sich zu
Jahresbeginn auf 47,6 Milliarden Euro.

. Bei den kommunalen Ausgaben flr soziale Leistungen sind — ausgehend von
einem sprunghaft angestiegenen Niveau — Steigerungen gegenlber dem Vorjahr
von 5,6 Prozent zu erwarten.

. Bei den Investitionen wird fir das laufende Jahr mit einem markanten Wachstum
von 14,4 Prozent auf 27,2 Milliarden Euro gerechnet, das sich in den kommenden
Jahren in abgeschwéchter Form fortsetzt. Die gestiegene Investitionstatigkeit der
Kommunen konnte bewirken, dass der auf kommunaler Ebene bestehende erheb-
liche Investitionsstau nicht weiter anwachst.

Die kommunalen Spitzenverbande weisen darauf hin, dass sich die Mittel des Bundes zur Fi-
nanzierung sozialer Leistungen in der Kommunalfinanzstatistik nicht als Rlickgang auf der
Ausgabenseite auswirken. Sie erhéhen vielmehr die kommunalen Einnahmen. Ein separater
Ausweis dieser Mittel ist nicht vollstdndig mdglich, daher kann auch keine Netto-Belastung
der Kommunen mit Sozialausgaben ausgewiesen werden.

Prognose der aktuellen Finanzlage der Kommunen

Kontakt:

Deutscher Stadtetag, Volker Béstlein, Pressesprecher, Tel.: 0 30/3 77 11-130

Deutscher Landkreistag, Dr. Markus Mempel, Pressesprecher, Tel.: 0 30/59 00 97-312

Deutscher Stadte- und Gemeindebund, Franz Reinhard Habbel, Pressesprecher, Tel.: 0 30/7 73 07-225


http://www.ssgt.de/fileadmin/user_upload/SSGT/PDF/Presse/2017/Juli_August_September/170713_Fachpapier_BV_Prognose_Finanzen_2017_bis_2020.pdf

	Kommunale Spitzenverbände veröffentlichen aktuelle Finanzdaten
	festzulegen. Dazu gehört zwingend auch eine wirkungsvolle Entlastung der Kommunen von den besorgniserregend weiter ansteigenden Sozialausgaben.“

